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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes
(Artikel 74, 90, 91c, 104b, 104c, 107, 108, 109a, 114, 125c, 143d, 143e, 143f, 143g)

Auszug aus dem Vorblatt:
Durch die in Artikel 74 neu eingefügte Gesetzgebungskompetenz für den Bund wird auf der Grundlage  der von den Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und Ländern am 14. Oktober 2016 beschlossenen Verbesserung der Digitalisierung von Verwaltungsleistungen in Deutschland die Einrichtung eines verbindlichen, bundesweiten Portalverbunds ermöglicht, über den alle Nutzer einfach und sicher auf die Online-Anwendungen der öffentlichen Verwaltung von Bund und Ländern zugreifen können.

Auszug aus dem Gesetzestext:

Änderung des Grundgesetzes
Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch das Gesetz vom ... (BGBl. I S. ...), wird wie folgt geändert: 
Artikel 74 wird wie folgt geändert:
In Absatz 1 wird nach Nummer 33 folgende Nummer 34 angefügt:
„den informationstechnischen Zugang zu Verwaltungsleistungen von Bund und Ländern einschließlich der informationstechnischen Anwendungen, Standards und Sicherheitsanforderungen.“
Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„Gesetze nach Absatz 1 Nummer 25, 27 und 34 bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.“


Auszug aus der Begründung:
Zu Artikel 1

Zu Nummer 1 (Artikel 74)
Zu Buchstabe a
Bund und Länder betreiben ihre Online-Verwaltungsangebote getrennt und in eigener Verantwortung. Der Umfang der Digitalisierung von Verwaltungsleistungen ist dabei unterschiedlich, die Angebote in diesem Bereich sind zudem durch eine große technische Vielfalt gekennzeichnet. Auch Anwendungen, Standards und Sicherheitsanforderungen sind uneinheitlich. 
Um die bestehende digitale Zersplitterung der Verwaltung in Deutschland zu überwinden, haben Bund und Länder auf der Grundlage von Artikel 91c im Wege der Verwaltungszusammenarbeit über den IT-Planungsrat mit der Standardisierung von Verwaltungsleistungen begonnen. Dies erfasst jedoch bislang nur einen Teil der Verwaltungsleistungen, darüber hinaus sind die bestehenden Anwendungen bislang auch nicht bundesweit verknüpft. 
Nach dem Beschluss der Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und Ländern vom 14. Oktober 2016 sollen die Online-Verwaltungsleistungen von Bund und Ländern (einschließlich Kommunen) künftig für alle Nutzer, d.h. insbesondere für die Bürgerinnen und Bürger und die Unternehmen, über ein  Bürgerportal erreichbar gemacht werden. Damit werden Bund und Länder verpflichtet, ihre Online-Verwaltungsportale miteinander so zu verknüpfen, dass die Online-Angebote aller Verwaltungsebenen in Deutschland über jedes dieser Portale zugänglich und abwickelbar sind. 
Die neue Gesetzgebungskompetenz dient der Umsetzung der politischen Vorgaben. Der Bund kann auf dieser Grundlage den informationstechnischen Zugang zu Verwaltungsleistungen von Bund und Ländern (einschließlich Kommunen) regeln und dazu einen deutschlandweiten Verbund zwischen den Verwaltungsportalen von Bund und Ländern vorgeben. Die Länder (einschließlich Kommunen) können auf diesem Wege auch verpflichtet werden, ihre Verwaltungsleistungen für alle Nutzer online über den Portalverbund bereitzustellen. Um eine bruchlose Kommunikation bei der Nutzung dieses Portalverbundes und der hierüber angebotenen Leistungen sowie Kompatibilität zu anderen gesetzlich vorgesehenen Zugängen zur Verwaltung zu gewährleisten, müssen für die eingestellten Online-Angebote von Bund und Ländern einheitliche Anwendungen, Standards und Sicherheitsanforderungen gelten. Dies kann der Bund auf der Grundlage der neuen Gesetzgebungskompetenz vorgeben. 
Zu Buchstabe b
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 34 GG ermöglicht es, durch oder aufgrund von Bundesgesetzen die digitale Bereitstellung von Verwaltungsverfahren sowie informationstechnische Anwendungen, Standards und Sicherheitsanforderungen für solche Verwaltungsverfahren von Bund und Ländern (einschließlich Kommunen) vorzugeben und sie damit ganz oder teilweise zu vereinheitlichen. Nach Sinn und Zweck der Regelung kann kein Abweichungsrecht der Länder gegenüber auf dieser Grundlage erlassenen Vorgaben bestehen, Artikel 84 Absatz 1 Satz 2 bis 6 GG ist in diesen Fällen nicht anwendbar. Dies gilt sowohl für Vorgaben, die die Ausführung von Bundesrecht betreffen, als auch für Vorgaben zur Ausführung von Landesrecht. Wegen des damit verbundenen Eingriffs in Verwaltungskompetenzen der Länder werden die entsprechenden bundesgesetzlichen Regelungen an die Zustimmung des Bundesrates gebunden.


Referentenentwurf
der Bundesregierung
Entwurf eines Begleitgesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften
Auszug aus dem Vorblatt:
Der Entwurf steht im Zusammenhang mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (GG) (74, 90, 91c, 104b, 104c, 107, 108, 109a, 114, 125c, 143d, 143e, 143f, 143g) und dient der Umsetzung des Beschlusses der Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und Ländern vom 14. Oktober 2016 zur Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020. Er beinhaltet zum einen die notwendigen einfachgesetzlichen Folgeregelungen zu den Grundgesetzänderungen. 
Im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung wird mit diesem Gesetz das Online-Angebot an Verwaltungsleistungen verbessert und erweitert. Die analoge Bereitstellung wird ergänzt. Elektronisch angebotene Leistungen der öffentlichen Verwaltung werden damit leichter auffindbar schnell und effizient über einen Portalverbund zur Verfügung gestellt. Dass in diesem Bereich Verbesserungspotential besteht, zeigt unter anderem der EU-Digitalisierungsindex der Verwaltung 2016, in dem Deutschland im Vergleich der EU-Mitgliedstaaten nur Platz 18 von 28 belegt.
Viele Angebote von Bund und Ländern einschließlich Kommunen sind zwar zwischenzeitlich online verfügbar. Diese sind aber in der Regel uneinheitlich ausgestaltet und unter verschiedenen Adressen im Internet abrufbar. Im Rahmen der Digitalisierung von Verwaltung und Gesellschaft besteht jedoch vermehrt der Bedarf, die Verwaltungsleistung unmittelbar über geeignete Online-Portale auffinden und ein Verwaltungsverfahren auch so weit wie möglich elektronisch über den Online-Zugang abwickeln zu können.
Um den Stand der Digitalisierung der Verwaltung zu verbessern, bedarf es einer verbesserten Steuerung. Die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung wird dazu beitragen, die Zukunft des Technologiestandorts Deutschland zu sichern.

Auszug aus dem Gesetzestext:
Artikel 9
Gesetz zur Verbesserung des Online-Zugangs zu Verwaltungsleistungen

Portalverbund für digitale Verwaltungsleistungen
Bund und Länder sind ab xx. xx. 20xx verpflichtet, ihre Verwaltungsleistungen auch elektronisch über Verwaltungsportale anzubieten und diese Portale miteinander zu einem Portalverbund zu verknüpfen.  

Begriffsbestimmungen
Der „Portalverbund“ ist eine technische Verknüpfung der Verwaltungsportale von Bund und Ländern, über den der Zugang zu Verwaltungsleistungen auf unterschiedlichen Portalen angeboten wird.
Das „Verwaltungsportal“ bezeichnet ein bereits gebündeltes elektronisches Verwaltungsangebot eines Landes oder des Bundes mit entsprechenden Angeboten einzelner Behörden.
„Verwaltungsleistungen“ im Sinne dieses Gesetzes sind die elektronische Information und Kommunikation sowie die elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren über allgemein zugängliche Netze. 
„Nutzer“ sind diejenigen, die Verwaltungsleistungen in Anspruch nehmen, zum Beispiel Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen.
Ein „Nutzerkonto“ ist eine zentrale Identifizierungskomponente, die eine staatliche Stelle anderen Behörden zur Identifizierung der Nutzer zu Zwecken der Inanspruchnahme von Leistungen der öffentlichen Verwaltung bereitstellt. Die Verwendung von Nutzerkonten ist für die Nutzer freiwillig.
„IT-Komponenten“ im Sinne dieses Gesetzes sind IT-Anwendungen, Basisdienste und die elektronische Realisierung von Standards, Schnittstellen und Sicherheitsvorgaben, die für die Anbindung an den Portalverbund, für den Betrieb des Portalverbundes und für die Abwicklung der Verwaltungsleistungen im Portalverbund erforderlich sind.

Ziel des Portalverbundes; Nutzerkonten
Der Portalverbund stellt sicher, dass Nutzer über alle Verwaltungsportale von Bund und Ländern einen medienbruchfreien Zugang zu elektronischen Verwaltungsleistungen dieser Verwaltungsträger erhalten.  
Bund und Länder stellen im Portalverbund Nutzerkonten bereit, über die sich Nutzer für die im Portalverbund verfügbaren elektronischen Verwaltungsleistungen von Bund und Ländern einheitlich identifizieren können. Die besonderen Anforderungen einzelner Verwaltungsleistungen an die Identifizierung ihrer Nutzer sind zu berücksichtigen.

Elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren
Für die elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren, die der Aus-führung von Bundesgesetzen dienen, wird das für das jeweilige Bundesgesetz innerhalb der Bundesregierung zuständige Bundesministerium ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Verwendung bestimmter IT-Komponenten nach § 2 Absatz 6 verbindlich vorzugeben. Im Hinblick auf die zur Anbindung an den Portalverbund erforderlichen IT-Komponenten ist vor Erlass der Rechtsverordnung das Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern herzustellen, das sich mit dem IT-Planungsrat ins Benehmen setzt.
Für die elektronische Abwicklung sonstiger Verwaltungsverfahren kann der IT-Planungsrat die Verwendung bestimmter IT-Komponenten nach § 2 Absatz 6 durch Beschluss verbindlich vorgeben. 
Die Länder sind verpflichtet, die technischen und organisatorischen Voraussetzungen für den Einsatz der nach Absatz 1 oder 2 vorgegebenen Verfahren  sicherzustellen.

IT-Sicherheit
Für die im Portalverbund und für die zur Anbindung an den Portalverbund genutzten IT-Komponenten werden die zur Gewährleistung der IT-Sicherheit erforderlichen Standards durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums des Innern ohne Zustimmung des Bundesrates festgelegt. Die Einhaltung der Standards der IT-Sicherheit ist für alle Stellen verbindlich, die entsprechende IT-Komponenten nutzen. § 4 Absatz 3 gilt entsprechend.

Kommunikationsstandards
Für die Kommunikation zwischen den im Portalverbund genutzten informationstechnischen Systemen legt das Bundesministerium des Innern im Benehmen mit dem IT-Planungsrat durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die technischen Kommunikationsstandards fest.
Für die Anbindung der der Ausführung von Bundesgesetzen dienenden Verwaltungsverfahren an im Portalverbund genutzte informationstechnische Systeme legt das für das jeweilige Bundesgesetz innerhalb der Bundesregierung zuständige Bundesministerium im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die technischen Kommunikationsstandards fest. Das Bundesministerium des Innern setzt sich mit dem IT-Planungsrat hierzu ins Benehmen.
Für die Anbindung der der Ausführung sonstiger Verwaltungsverfahren dienender informationstechnischer Systeme an im Portalverbund genutzte informationstechnische Systeme legt das Bundesministerium des Innern im Benehmen mit dem IT-Planungsrat durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die technischen Kommunikationsstandards fest.
Die Einhaltung der nach den Absätzen 1 bis 3 vorgegebenen Standards ist für alle Stellen verbindlich, deren Verwaltungsleistungen über den Portalverbund erbracht werden. § 4 Absatz 3 gilt entsprechend.

Für die Nutzerkonten zuständige Stelle
Bund und Länder bestimmen jeweils eine öffentliche Stelle, die den Nutzern die Einrichtung eines Nutzerkontos zu Zwecken der Identifizierung anbietet.

Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Eine zuständige Stelle gemäß § 7 darf zur Feststellung der Identität des Nutzers eines Nutzerkontos nach dem Stand der Technik auf unterschiedlichen Vertrauensniveaus folgende Daten erheben und verarbeiten:
a.	bei einer natürlichen Person: Name, Vorname, Anschrift, Geburtsname, Geburtsort, Geburtsdatum, Doktorgrad, bei Nutzung der elektronischen Identitätsfunktion im Sinne des  § 18 Personalausweisgesetz oder § 78 Absatz 5 Aufenthaltsgesetz Abkürzung „D“ für Bundesrepublik Deutschland und die Dokumentenart sowie das dienste- und kartenspezifische Kennzeichen. Bei späterer Nutzung des Nutzerkontos mit der eID-Funktion sind grundsätzlich das dienste- und kartenspezifische Kennzeichen und die Anschrift zu übermitteln. Soweit eine natürliche Person für ein Unternehmen handelt, sind die in der eID gespeicherten personenbezogenen Daten mit Ausnahme der „Anschrift“ zu verwenden.
b.	bei einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft: Firma, Name oder Bezeichnung, Rechtsform, Registernummer soweit vorhanden, Anschrift des Sitzes oder der Hauptniederlassung und Namen der Mitglieder des Vertretungsorgans oder der gesetzlichen Vertreter; ist ein Mitglied des Vertretungsorgans oder der gesetzliche Vertreter eine juristische Person, so sind deren Firma, Name oder Bezeichnung, Rechtsform, Registernummer soweit vorhanden und Anschrift des Sitzes oder der Hauptniederlassung zu erheben.
Zur Kommunikation mit dem Nutzer können zusätzlich folgende Daten erhoben und verarbeitet werden: De-Mail-Adresse, E-Mail-Adresse. 
Die elektronische Identifizierung kann mittels einer Abfrage der Identitätsdaten erfolgen. Mit Einwilligung des Nutzers ist eine dauerhafte Speicherung der Identitätsdaten und deren Übermittlung an und Verwendung durch die für die Verwaltungsleistung zuständige Behörde zulässig. Die Einwilligung ist jederzeit widerrufbar.

Auszug aus der Begründung:

Zu Artikel 9	(Gesetz zur Verbesserung des Online-Zugangs zu Verwaltungsleistungen - neu)
Zu § 1
Das Online-Angebot an Verwaltungsleistungen muss weiter bedarfsorientiert ausgebaut werden. Manche Angebote von Bund, Ländern und Kommunen sind bislang zwar online verfügbar, aber unterschiedlich ausgestaltet und schwer auffindbar. 
Ziel dieser Vorschrift ist es, eine Verpflichtung für alle Behörden von Bund und Ländern (einschließlich Kommunen) zu schaffen, ihre Verwaltungsleistungen elektronisch über den Portalverbund den Nutzern zur Verfügung zu stellen.
Zu § 2
Absatz 1: Der Portalverbund schafft einen einfachen Zugang zu sämtlichen bestehenden und neu zu schaffenden Verwaltungsleistungen des Bundes und der Länder (einschließlich Kommunen). Bürgerinnen, Bürger, Unternehmen und andere Nutzer sollen von jedem beliebigen Verwaltungsportal auf alle Angebote der am Verbund beteiligten Stellen zugreifen und sich dabei mit jedem im Verbund angebotenen Nutzerkonto identifizieren können. Über den Portalverbund können sich Nutzer schnell über die im Portalverbund angebotenen Verwaltungsleistungen aller Ebenen informieren und die gewünschten Online-Angebote in Anspruch nehmen. 
Absatz 2: Länder, Kommunen und einzelne Bundes- sowie Landesbehörden verfügen bereits heute über Verwaltungsportale, über die einzelne Verwaltungsleistungen auf elektronischem Wege angeboten werden. Diese sollen im neuen Portalverbund bestehen bleiben und vernetzt und mit Schnittstellen versehen werden, so dass sie miteinander kompatibel sind und Anliegen der Nutzer im gesamten Netz der Verwaltungsportale bearbeitet werden können.
Absatz 3: Der Anwendungsbereich dieses Gesetzes beschränkt sich auf solche Verwaltungsleistungen, die auch über das Internet abgewickelt werden können. 
Absatz 4: Die Aufzählung potentieller Nutzer ist nicht abschließend. Erfasst werden alle Arten von Nutzern, darunter auch Behörden.
Absatz 5: Bund und Länder haben sich im IT-Planungsrat bereits verständigt, flächendeckend Nutzerkonten einzurichten. Diese dienen der Identifizierung der Nutzer vor Inanspruchnahme von Verwaltungsleistungen. Sie sollen für alle Verwaltungsleistungen des Bundes, der Länder und der Kommunen genutzt werden und bundesweit interoperabel gestaltet werden. Ziel ist es, dass Nutzer mit einem einmal angelegten Nutzerkonto zu allen im Portalverbund angebotenen Verwaltungsleistungen Zugang erhalten.
Absatz 6: „IT-Komponenten“ ist ein Oberbegriff für IT-Anwendungen, Basisdienste und die elektronische Realisierung von Standards, Schnittstellen und Sicherheitsvorgaben, die für Bestand und Funktion des gesamten Portalverbunds erforderlich sind. Dazu gehören die für den Betrieb des Portalverbundes selbst eingesetzte Hard- und Software, die für die Anbindung an den Portalverbund genutzte Hard- und Software sowie die Hard- und Software, mit der die elektronische Verwaltungsleistung abgewickelt wird. 
Zu § 3
Absatz 1: Für Nutzer ist es oft schwierig, im Internet Informationen über eine Verwaltungsleistung und das gegebenenfalls vorhandene Online-Verfahren zu finden. Das liegt zumeist daran, dass Verwaltungsleistungen auf allen drei Verwaltungsebenen und in unterschiedlich gestalteten Portalen angeboten werden. 
Der Portalverbund soll das Auffinden und den Zugang zu Online-Angeboten der Verwaltung deutlich erleichtern. Der Portalverbund stellt jedoch keine Plattform dar, die selbst Verwaltungsleistungen anbietet, sondern er eröffnet den einheitlichen Zugang zu den bestehenden und neu zu schaffenden Verwaltungsportalen von Bund und Ländern. Das Ziel ist ein medienbruchfreier Zugang der Nutzer zu den einzelnen Verwaltungsportalen über den Portalverbund. Medienbruchfrei bedeutet, dass die Verwaltungsleistung durchgängig auf elektronischem Wege erbracht wird. Die einzelnen Verwaltungsportale von Bund und Ländern (einschließlich Kommunen) sind dabei im Hintergrund und für den Nutzer nicht erkennbar so miteinander verbunden, dass der Nutzer selbst nicht nach der zuständigen Stelle für sein Anliegen suchen muss, sondern das Anliegen über das System automatisiert an die zuständige Stelle weitergeleitet wird und der Nutzer von dort auch über das System die Antwort erhält.
Die im Gesetz geregelten Verpflichtungen richten sich  an die Behörden. Sie beinhalten keinen Anspruch von Dritten auf Zugang zum Portalverbund und den dort bereitgestellten Anwendungen.
Absatz 2: Bund und Länder haben sich im IT-Planungsrat bereits auf ein Identitätsmanagement bei der Nutzung von Online-Angeboten der Verwaltung verständigt. Das Gesetz gewährleistet nunmehr die Verbindlichkeit der getroffenen Vereinbarung. Nutzer sollen sich mit einem einmal angelegten Nutzerkonto für die Verwaltungsleistungen aller Ebenen identifizieren können. Nutzerkonten bieten den Nutzern zahlreiche Vorteile. So können zum Beispiel die in Nutzerkonten gespeicherten Daten ohne nochmaliges Eingeben für alle Online-Angebote direkt in elektronische Formulare übernommen werden. Darüber hinaus sind die besonderen Anforderungen an die Identifizierung aus den jeweiligen Fachverfahren zu berücksichtigen.
Die Nutzerkonten können neben einer Identifizierungskomponente auch ein sogenanntes Postfach bereitstellen, über das die Behörde den Nutzern mit deren Einwilligung Nachrichten und im Rahmen der rechtlichen Zulässigkeit Verwaltungsakte zustellen bzw. bekanntgeben kann. Nicht nur Bürgerinnen und Bürger sowie juristische Personen können Nutzerkonten eröffnen und nutzen, sondern auch weitere Institutionen, wie zum Beispiel Vereine, Stiftungen oder Behörden.
Zu § 4
Absatz 1 greift die durch Artikel 74 Absatz 1 Nummer 34 GG geschaffene Möglichkeit auf, den Ländern für die Ausführung von Bundesrecht nicht nur bei besonderem Bedarf verbindliche Vorgaben für die elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren zu machen. Das jeweilige für das Bundesgesetz innerhalb der Bundesregierung zuständige Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Verwendung bestimmter IT-Komponenten verbindlich vorzugeben. Im Hinblick auf die Anbindung des Verwaltungsverfahrens an den Portalverbund ist Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern herzustellen, das dafür Sorge trägt, das Interessen der Länder über den IT-Planungsrat hinreichend berücksichtigt werden. Hierfür setzt sich das Bundesministerium des Innern mit dem in Umsetzung des Artikels 91c Absatz 2 GG gegründeten IT-Planungsrat (Vertrag über die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den Verwaltungen von Bund und Ländern – Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c GG - vom 1. April 2010) ins Benehmen. Der IT-Planungsrat entscheidet nach den für ihn geltenden Abstimmungsregeln.
Das Wort „verbindlich“ dient der Klarstellung. Die Länder können von den auf der Grundlage von § 4 vorgegebenen Verfahren nicht abweichen. Bei Artikel 74 Absatz 1 Nummer 34 GG handelt es sich ausdrücklich um eine Kompetenz zur Regelung der elektronischen Abwicklung von Verwaltungsverfahren und ihrer Anbindung an den Portalverbund. Damit ist den hierauf gestützten Vorgaben die Verbindlichkeit für die Länder immanent. Die Möglichkeit zur Vereinheitlichung der IT-Landschaft bei den Online-Verwaltungsleistungen von Bund, Ländern und Kommunen ist gerade Sinn und Zweck der Gesetzgebungskompetenz, die Vorschriften des Artikel 84 Absatz 1 Satz 2 bis 6 GG finden insofern keine Anwendung. Insbesondere kommt es damit auch nicht auf ein besonderes Bedürfnis nach einer bundeseinheitlichen Regelung des Verwaltungsverfahrens an, da dieses durch die Inanspruchnahme der Kompetenz nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 34 GG neu vorausgesetzt wird.
Absatz 2 greift die ebenfalls durch Artikel 74 Absatz 1 Nummer 34 GG geschaffene Möglichkeit auf, auch in den Verwaltungsbereichen, die nicht der Umsetzung von Bundesrecht dienen, den Ländern verbindliche Vorgaben für die elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren zu machen, um Verwaltungsverfahren für den Portalverbund anwendbar zu machen. Zur Verbindlichkeit vgl. Begründung zu § 4 Abs. 1. 
Absatz 3: Die nach den Absätzen 1 und 2 gemachten Vorgaben sind entsprechend des Zieles der Vereinheitlichung der Anwendungen im Portalverbund sowie der einheitlichen Anbindung der Verwaltungsleistungen an den Portalverbund für die Länder verbindlich. Auch von dieser Vorgabe können die Länder nicht abweichen. 
Zu § 5
Durch den Portalverbund werden ein einheitlicher Zugang zu Verwaltungsverfahren der verschiedenen Verwaltungsebenen und -behörden und eine elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren mithilfe von IT-Komponenten ermöglicht. Ein unzureichendes Sicherheitsniveau oder Sicherheitslücken in einem dieser IT-Komponenten können daher über den Portalverbund die Sicherheit aller beteiligten Verwaltungseinrichtungen, der genutzten Verwaltungsnetze und der in den Verfahren bearbeiteten Daten beeinträchtigen. Aufgrund der Vernetzung besteht darüber hinaus das Risiko, dass Angriffe oder Bedrohungen die Handlungsfähigkeit der Verwaltung insgesamt gefährden. Ein einheitliches und angemessenes IT-Sicherheitsniveau für den Portalverbund sowie die dort eingebundenen IT-Komponenten ist für den Zweck des Gesetzes daher zwingend erforderlich. 
Für die Standards der IT-Sicherheit bei den im Portalverbund und bei den zur Anbindung an den Portalverbund genutzten IT-Komponenten ist das Bundesministerium des Innern zuständig.
Satz 2 stellt klar, dass die vorgegebenen Standards der IT-Sicherheit von den genannten Stellen einzuhalten sind (zur Verbindlichkeit der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorgaben bereits näher in der Begründung zu § 4).
Zu § 6
Die Festlegung von Kommunikationsstandards ist notwendig, um die Kommunikation zwischen den verschiedenen bereits vorhandenen und noch einzurichtenden informationstechnischen Systemen und für die Anbindung dieser Systeme an den Portalverbund zu gewährleisten. Die unterschiedlichen Kommunikationswege der Portale müssen interoperabel sein, intelligent miteinander verknüpft werden und den bestehenden Gesetzgebungen sowie Architekturvorgaben entsprechen.
Absatz 1: Um eine reibungslose Kommunikation innerhalb des Portalverbundes sicherzustellen, kann das Bundesministerium des Innern im Benehmen mit dem IT-Planungsrat die für diesen Bereich zu verwendenden Standards festlegen. 
Absatz 2: Zur Berücksichtigung der technischen Abhängigkeiten zwischen Anbindungs- und Abwicklungskomponenten wird die für die Abwicklung der betroffenen Verwaltungsleistungen zuständige Stelle in das Verfahren für die Ausgestaltung der  für die Anbindung erforderlichen Kommunikationsstandards einbezogen. Diesem fachlichen Zusammenhang trägt das in Absatz 2 für die Ausführung von Bundesgesetzen vorgesehene Zusammenwirken von Fachressort und für den IT-Planungsrat innerhalb der Bundesregierung zuständigen Bundesministeriums des Innern Rechnung. Im Vorfeld werden die Länder über die notwendigen Maßnahmen informiert und erhalten die Möglichkeit, sich im Rahmen einer konstruktiven Umsetzung zu den vorgesehenen Standards zu äußern.
Absatz 3: Zur Berücksichtigung der technischen Abhängigkeiten zwischen Anbindungs- und Abwicklungskomponenten wird der IT-Planungsrat als die Stelle, in der die Fachkompetenz der für die Abwicklung der betroffenen Verwaltungsleistungen zuständigen Stellen gebündelt ist, in das Verfahren für die Ausgestaltung der  für die Anbindung erforderlichen Kommunikationsstandards einbezogen. Um eine medienbruchfreie und mit den anderen Komponenten des Portalverbunds kompatible Ausgestaltung zu gewährleisten, wird die Zuständigkeit für die zu erforderliche Rechtsverordnung dem Bundesministerium des Innern übertragen. 
Absatz 4 stellt klar, dass die Einhaltung vorgegebener IT-Standards verpflichtend ist (zur Verbindlichkeit der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorgaben bereits näher in der Begründung zu § 4) und die Länder. Zu § 4 Absatz 3 siehe dort.
Zu § 7
Für den technisch reibungslosen Betrieb von Nutzerkonten und das erforderliche Sicherheitsniveau müssen Bund und Länder jeweils eine öffentliche Stelle bestimmen. Diese Stelle betreibt in einer hochsicheren Umgebung die Server, die zur Speicherung der für den Betrieb erforderlichen und die Übermittlung der Daten an die zuständigen Behörden benötigt werden.
Zu § 8
Absatz 1: Die Vorschrift regelt, welche Identitätsdaten im Nutzerkonto gespeichert werden dürfen. Auf den Umfang der zu speichernden Daten haben sich Bund und Länder unter Einbeziehung von Vertretern der Datenschutzaufsichtsbehörden verständigt. Es handelt sich um Daten zu Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen, die zu deren eindeutiger Identifizierung benötigt werden. Welche Daten aus dem Nutzerkonto im konkreten Fall für die Erbringung der Verwaltungsleistung übermittelt werden, richtet sich ausschließlich danach, welche Daten für die konkrete Verwaltungsleistung nach dem jeweiligen Fachrecht erhoben werden dürfen. 
Nutzerkonten werden auf unterschiedlichen Vertrauensniveaus geführt. Die Vertrauensniveaus richten sich nach der „Verordnung (EU) Nr. 910/2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG“. Welches Vertrauensniveau im Einzelfall zur Anwendung kommt, richtet sich nach der jeweiligen Verwaltungsleistung. Je höher das Vertrauensniveau einer Verwaltungsleistung, desto höher die Anforderungen an das Identifizierungsmittel, das bei Registrierung und Nutzung zum Einsatz kommt.
In der Regel registriert sich der Nutzer zunächst im Nutzerkonto, speichert dort seine personenbezogenen Daten, um diese anschließend oder nach erneuter Anmeldung zur Identifizierung nutzen zu können. Die Regelungen tragen der Entschließung der Konferenz der unabhängigen Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder vom 6./7. April 2016 („Datenschutz bei Servicekonten“) Rechnung. Im Rahmen eines Unternehmenskonto legen vertretungsberechtigte Personen Berechtigungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an, mit der diese berechtigt werden, im Anschluss für das Unternehmen über das Unternehmenskonto alle Verwaltungsleistungen abwickeln zu dürfen. 
Absatz 2: Das Nutzerkonto enthält ein Postfach, über das der Nutzer zum Beispiel Benachrichtigungen erhalten oder ihm Verwaltungsakte zugestellt werden können. Zur Erleichterung der Kommunikation mit dem Nutzer dürfen De-Mail-Adresse und/oder E-Mail-Adresse des Nutzers erhoben und gespeichert werden.
Absatz 3: Nutzer können frei entscheiden, ob sie ein Nutzerkonto vorübergehend oder dauerhaft nutzen möchten. Im Fall der vorübergehenden Nutzung (temporäre Nutzerkonten) übermittelt der Nutzer die für eine Verwaltungsleistung erforderlichen Identitätsdaten. Diese werden anschließend nach Weiterleitung der Daten an die für die Erbringung der Verwaltungsleistung zuständige Stelle im Nutzerkonto sofort gelöscht. Im Falle einer dauerhaften Nutzung (permanente Nutzerkonten) werden die Daten im Sinne von Absatz 1 im Nutzerkonto dauerhaft gespeichert, um sie für die spätere Erbringung von Verwaltungsleistungen verwenden zu können. Das Einrichten von Nutzerkonten mit dauerhafter Speicherung der Identitätsdaten ist freiwillig. Die Löschung dieser Konten ist zu jedem Zeitpunkt möglich.
Die technischen Anforderungen an die Bürger- und Unternehmenskonten und deren Verknüpfung der Bürger- und Unternehmenskonten, insbesondere an Datenschutz und Datensicherheit, legt das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik in einer technischen Richtlinie fest.
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